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Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein

AVB f. Unfallvers. (AUB) § 8 II 1 Satz 1

Zur Einhaltung der Frist für die Geltendmachung der Invali­
dität genügt es, daß fristgerecht gegenüber dem Versicherer 
behauptet wird, es sei Invalidität eingetreten.

BGH, Urt. v. 25. April 1990 - IV ZR 28/89 - OLG Hamm
LG Essen



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IV ZR 28/89 URTEIL Verkündet am:25. April 1990 
Stutz
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Herrn Rafael B< »weg

Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
Dr.

und

g e g e n

die SbfMI Unfallversicherung a ♦ G ., vertreten durch den Vor­
stand, JMMpik-Sch^Mhr-Straße #, D«

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Drü
und Dr,

WIV
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter Rottmül­
ler, Dr. Zopfs, Dr. Ritter und Römer auf die mündliche Ver­
handlung vom 25. April 1990

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 20. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 4. November 1988 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger verlangt aus einer bei der Beklagten beste­
henden privaten Unfallversicherung eine Teilinvaliditätsent­
schädigung in Höhe von 58.400 DM, deren Zahlung die Beklagte 
unter anderem mit der Begründung verweigert, der Kläger habe 
diesen Anspruch nicht fristgerecht bei ihr geltend gemacht.

Am 12. Juni 198'4 erlitt der Kläger einen Motorradun­
fall, bei dem er verletzt wurde. In einem Gutachten vom 
15. Juni 1984 kam der behandelnde Chirurg zu dem Ergebnis, 
daß zu einem Dauerschaden noch keine Aussage gemacht werden
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könne. Solche Schäden seien allerdings möglich. Dieses Gut­
achten übersandte der vom Kläger mit der Wahrnehmung seiner 
Interessen beauftragte Rechtsanwalt mit Schreiben vom 
20. Juni 1984 der Beklagten. In dem Begleitschreiben wurden 
die dem Kläger "aus dem Unfallversicherungsvertrag zustehen­
den Leistungen" verlangt. Ausdrücklich erwähnt wurden ein 
Tagegeld sowie eine in dem beigefügten Gutachten festge­
stellte Minderung der Erwerbsfähigkeit bis einschließlich 
31. August 1984.

Auf Veranlassung des vom Kläger beauftragten Rechtsan­
walts erstattete der Chirurg unter dem 27. November 1984 ein 
weiteres Gutachten, in welchem er zu dem Ergebnis kam, daß 
auf Dauer mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 20% zu 
rechnen sei. Dieses Gutachten wurde der Beklagten unstreitig 
nicht zugeleitet.

Mit Klageschrift vom 8. Juli 1985 ließ der Kläger im 
Haftpflichtprozeß Klage gegen seine Unfallgegnerin erheben. 
In dieser Klageschrift wurde zur Begründung eines Schmer­
zensgeldanspruchs unter anderem unter Hinweis auf das Gut­
achten vom 27. November 1984 ausgeführt, daß der Kläger eine 
dauernde Erwerbsminderung um 20% erlitten habe.

Nach der von der Beklagten bestrittenen Darstellung des 
Klägers veranlaßte dieser die Zeugin LtflB, eine Abschrift 
dieser Klageschrift auf der Geschäftsstelle der Beklagten in 
EtfHBi abzugeben. Dies soll am 16. Juli 1985 auch geschehen 
sein.
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Der Haftpflichtprozeß endete mit Urteil des Oberlandes­
gerichts Hamm vom 17. Oktober 1986, durch welches die Un­
fallgegnerin des Klägers zu Schadensersatz- und Schmerzens­
geldzahlungen verurteilt wurde. Mit Schreiben vom 26. Novem­
ber 1986 übersandte der Kläger der Beklagten eine Ablichtung 
dieses Berufungsurteils, in welchem im Zusammenhang mit dem 
Schmerzensgeldanspruch auf der Grundlage des vom Kläger vor­
gelegten Gutachtens eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
20% festgestellt wurde. Der Kläger bat die Beklagte zu über­
prüfen, welche Leistungen er aus dem Unfallversicherungsver­
trag zu erwarten habe. Daraufhin lehnte die Beklagte mit 
Schreiben vom 11. Dezember 1986 und noch einmal mit Schrei­
ben vom 11. Februar 1987 eine Invaliditätsentschädigung mit 
der Begründung ab, dieser Anspruch sei bei ihr nicht frist­
gerecht geltend gemacht worden.

Mit seiner Klage hat der Kläger die Auffassung vertre­
ten, mit der Übergabe der Klageschrift aus dem Haftpflicht­
prozeß habe er der Beklagten gegenüber die Frist zur Gel­
tendmachung der Invaliditätsentschädigung gewahrt.

Die Beklagte hat an ihrer bereits vorprozessual vertre­
tenen Auffassung festgehalten, daß der Anspruch nicht frist­
gerecht geltend gemacht worden sei. Die - von ihr ausdrück­
lich bestrittene - Einreichung der Klageschrift aus dem 
Haftpflichtprozeß habe die Frist nicht wahren können. Im üb­
rigen hat die Beklagte die behauptete Teilinvalidität be­
stritten .

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Ober­
landesgericht hat sie abgewiesen. Mit seiner Revision ver-
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folgt der Kläger sein Begehren auf Gewährung einer Invalidi­
tätsentschädigung weiter.

Entscheidunasaründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils und zur Zurückverweisung der Sache an die Vorinstanz.

1. Das Berufungsgericht hat die Klage mit der Begrün­
dung abgewiesen, der streitige Anspruch auf Zahlung einer 
Invaliditätsentschädigung sei nicht innerhalb der in den 
Versicherungsbedingungen vorgeschriebenen Frist bei der Be­
klagten geltend gemacht worden. Hierzu hat es ausgeführt:

In dem Anwaltsschreiben vom 20. Juni 1984 sei noch kei­
ne Geltendmachung der Teilinvalidität zu sehen, weil sich 
aus dem ihm beigefügten Gutachten ergeben habe, daß Dauer­
folgen ärztlicherseits noch nicht festzustellen seien. Auch 
mit der Übergabe der Klageschrift aus dem Haftpflichtprozeß 
sei Teilinvalidität nicht "geltend gemacht" worden. Bei ver­
ständiger Würdigung der objektiven äußeren Umstände der 
Übergabe der Klageschrift sei aus der Sicht der Beklagten 
nicht hinreichend deutlich erkennbar gewesen, welche Ansprü­
che der Kläger aus welchen tatsächlichen Umständen gegen sie 
herleiten wolle. Hinzu komme noch, daß der Kläger nach sei­
ner eigenen Darstellung mit der Übergabe der Klageschrift 
nicht das Ziel verfolgt habe, eine Invaliditätsentschädigung 
geltend zu machen. Er habe die Beklagte über den Stand des 
Haftpflichtprozesses informieren wollen, weil er die Vor­
stellung gehabt habe, die Beklagte könne bei der Unfallgeg­
nerin Regreß nehmen.
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Die Fristversäumung sei auch nicht entschuldigt. Da der 
Kläger mit der Übergabe der Klageschrift aus dem Haft­
pflichtprozeß nach seiner eigenen Vorstellung den Invalidi­
tätsanspruch gar nicht habe geltend machen wollen, komme es 
nicht darauf an, ob er habe annehmen dürfen, dies werde zur 
Wahrung der Frist ausreichen. Außerdem hätte er bei Anwen­
dung durchschnittlicher Sorgfaltspflichten erkennen können, 
daß die kommentarlose Überreichung eines Schriftsatzes aus 
einem anderen Rechtsstreit, dem nicht einmal das die Invali­
dität feststellende ärztliche Gutachten beigefügt war, nicht 
ausreichen werde, um der Beklagten hinreichend deutlich zu 
machen, was er eigentlich noch von ihr wolle, nachdem andere 
Leistungen (Tagegeld) schon erbracht waren.

Ein Verstoß gegen Treu und Glauben liege nicht vor, 
weil die Beklagte bei einer Rückfrage bei dem Kläger, was 
die Übergabe der Klageschrift bedeuten solle, nur erfahren 
hätte, daß er sie über den Haftpflichtprozeß habe informie­
ren wollen, um ihr die Möglichkeit eines Regresses gegen die 
Unfallgegnerin zu eröffnen. Die Auskunft, er wolle damit 
seinen Anspruch auf eine Invaliditätsentschädigung anmelden, 
hätte sie nach der eigenen Darstellung des Klägers nicht er­
halten .

2. Diese Ausführungen zeigen, daß das Berufungsgericht 
darauf abgestellt hat, ob der Kläger einen Anspruch auf In­
validitätsentschädigung geltend gemacht hat. Das ist jedoch 
zur Wahrung der Frist nicht erforderlich. § 8 II 1 Satz 1 
der AUB der Beklagten, der mit § 8 II 1 Satz 1 der in VerBAV 
1984, 10 veröffentlichten Allgemeinen Unfallversicherungs- 
Bedingungen (AUB) wörtlich übereinstimmt, erfordert, daß die
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Invalidität innerhalb der dort festgelegten Frist geltend 
gemacht wird. Die genannte Klausel verlangt die fristgerech­
te Geltendmachung der Invalidität, nicht aber die Geltendma­
chung eines bestimmten Anspruchs (Senatsurteil vom 4.11.1987 
- IVa ZR 141/86 -VersR 1987, 1235). Es genügt daher, daß 
der Unfall ordnungsgemäß gemeldet wird, was hier unstreitig 
ist, und fristgerecht gegenüber dem Versicherer behauptet 
wird, es sei Invalidität eingetreten. Dagegen ist es nicht 
erforderlich, daß die ärztliche Feststellung der Invalidität 
innerhalb der Frist des § 8 II 1 Satz 1 AUB dem Versicherer 
bereits zur Kenntnis gelangt. Es genügt die bloße Geltendma­
chung der Invalidität bei dem Versicherer und die tatsächli­
che ärztliche Feststellung der Invalidität, die dann später 
auf Verlangen dem Versicherer vorgelegt werden muß, um die 
Einhaltung der Frist für die ärztliche Feststellung zu be­
weisen (Senatsurteil vom 16.12.1987 - IVa ZR 195/86 - VersR 
1988, 286).

3. In dem Schreiben des damaligen Anwalts des Klägers 
vom 20. Juni 1984 wurden zwar die dem Kläger aus dem Unfall­
versicherungsvertrag zustehenden Leistungen beantragt. Das 
Berufungsgericht ist jedoch mit Recht davon ausgegangen, daß 
darin noch keine Geltendmachung der Teilinvalidität lag, 
weil sich aus dem ihm beigefügten Gutachten ergab, daß Dau­
erfolgen ärztlicherseits noch nicht festzustellen waren und 
eine gegenteilige Behauptung von Seiten des Klägers nicht 
aufgestellt war. Dies änderte sich jedoch, als der Kläger am 
16. Juli 1985 - also innerhalb der Frist von 15 Monaten - 
durch die Zeugin Uflfe auf der Geschäftsstelle der Beklagten 
in Essen eine Kopie der Klageschrift aus dem Haftpflichtpro­
zeß übergeben ließ, was das Berufungsgericht als bewiesen



ansieht. Wie das Berufungsgericht im Zusammenhang mit der 
Erörterung eines Verstoßes der Beklagten gegen Treu und 
Glauben zutreffend ausführt, hätte die Beklagte bei sorgfäl­
tiger Prüfung bemerken können, daß der Kläger behauptete, es 
liege eine Teilinvalidität vor. Diese war daher mit der 
Übergabe der Klageschrift aus dem Haftpflichtprozeß fristge­
mäß geltend gemacht.

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben und der 
Rechtsstreit zur Prüfung der von der Beklagten bestrittenen 
Teilinvalidität an das Berufungsgericht zurückverwiesen wer­
den .

Dr. Ritter Römer

Bundschuh Rottmüller Dr. Zopfs
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